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Ausführungsvereinbarung zum GWK-Abkommen
über die gemeinsame Förderung

der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung
der angewandten Forschung e. V.

– Ausführungsvereinbarung FhG (AV-FhG) –

vom 27. Oktober 2008, BAnz Nr. 18a vom 4. Februar 2009
zuletzt geändert durch Beschluss der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz

(GWK) vom 10. Juli 2026

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) beschließt auf Grund des
Artikels 3 Absatz 2 des Verwaltungsabkommens zwischen Bund und Ländern
über die Errichtung einer Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK-Ab-
kommen) zu § 1 Absatz 1 Nummer 4 der Anlage zu diesem Abkommen fol-
gende Ausführungsvereinbarung:

§ 1
Gegenstand der gemeinsamen Förderung

(1) Bund und Länder fördern gemeinsam die "Fraunhofer-Gesellschaft zur För-
derung der angewandten Forschung e. V." (FhG)

(2) Die Einrichtungen der FhG, die zur Zeit der gemeinsamen Förderung unter-
liegen, sind in der anliegenden Liste aufgeführt. Hierzu gehören auch die Ver-
tragsforschungsabteilungen der verteidigungsbezogenen Forschungseinrich-
tungen. Die Liste wird fortgeschrieben.

(3) Mit Ausnahme der Vertragsforschungsabteilungen unterliegen verteidi-
gungsbezogene Forschungseinrichtungen der FhG nicht der gemeinsamen
Förderung.

Protokollnotiz zu § 1

Zu Absatz 1

Bund und Länder gehen davon aus, dass bei Änderung der Rechtsform der
FhG die Förderung nur im gemeinsamen Einvernehmen fortgesetzt wird.

Zu Absatz 2 und 3

Die verteidigungsbezogenen Einrichtungen der FhG sind in der anliegenden
Liste nachrichtlich genannt.
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§ 2
Forschungspolitische Zielsetzungen

(1) Bund und Länder verfolgen bei der gemeinsamen Förderung der FhG ins-
besondere den Zweck, die praktische Anwendung wissenschaftlicher Erkennt-
nisse auf dem Gebiet der angewandten Forschung dadurch zu fördern, dass
die FhG mit ihren Einrichtungen in die Lage versetzt wird,

− Vertragsforschungen und Dienstleistungen für private und öffentliche Auf-
traggeber zur Sicherung der technologischen Entwicklung und zur Erfüllung
öffentlicher Aufgaben durchzuführen und

− anwendungsorientierte Eigenforschungen zu betreiben.

(2) Bund und Länder streben im Übrigen an,

− die Zusammenarbeit der FhG mit Einrichtungen der Grundlagenforschung,
insbesondere den Hochschulen, zu verstärken,

− bei der Festlegung des Standortes neuer Einrichtungen der FhG neben wis-
senschaftspolitischen Gesichtspunkten auch eine ausgewogene regionale
Verteilung zu berücksichtigen.

(3) Zur Erreichung dieser Ziele soll als Leistungsanreiz die öffentliche Finanzie-
rung vom Umfang der Gesamterlöse der FhG aus Forschung und Entwicklung
abhängig gemacht werden.

§ 3
Zuwendungen

(1) Die finanzielle Förderung wird von Bund und Ländern zur Deckung der zu-
wendungsfähigen Ausgaben geleistet. Die zuwendungsfähigen Ausgaben wer-
den von Bund und Ländern im Verhältnis 90 zu 10 aufgebracht. Zweckfreie
Zuwendungen Dritter und Erträge des eigenen, nicht mit öffentlichen Mitteln
beschafften Vermögens können auch dem eigenen Vermögen zugeführt wer-
den, wenn sie in angemessener Frist für satzungsgemäße Zwecke verwendet
werden.

(2) Die finanzielle Förderung wird gewährt auf der Grundlage eines jährlichen,
vom "Ausschuss Fraunhofer-Gesellschaft" (Ausschuss) gebilligten Wirtschafts-
planes der FhG, der alle ihre Einnahmen und Ausgaben ausweist. Bund und
Länder werden darauf hinwirken, dass die FhG ihren Wirtschaftsplan auf der
Grundlage der jährlich fortzuschreibenden mehrjährigen Finanzplanung der
FhG aufstellt, die die Forschungsplanung der FhG berücksichtigt.
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(3) Sofern der Bund oder einzelne Länder der FhG auf Grund einer Vereinba-
rung mit ihr Leistungen zur Abgeltung der Kosten von Aufträgen oder Projekten
gewähren, ist dazu nicht die Zustimmung nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 der
Anlage zum GWK-Abkommen erforderlich.

(4) Der Entwurf des Wirtschaftsplans der FhG für das nächste Haushaltsjahr
soll dem Ausschuss zur Frühjahrssitzung vorgelegt werden. Der Ausschuss soll
bis zum 30. Juni des Jahres den Entwurf erörtern. In der Herbstsitzung des
Jahres soll der Ausschuss den Zuwendungsbedarf der FhG für das nächste
Haushaltsjahr feststellen.

(5) Bund und Länder werden die erforderlichen Maßnahmen treffen, um den
festgestellten Zuwendungsbedarf bei der Aufstellung der Haushalte zu berück-
sichtigen.

Protokollnotiz zu § 3 Absatz 1

Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben der finanziellen Förderung gehören
auch die so genannten zentral veranschlagten Kosten.

§ 4
Länderanteil

(1) Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird auf die
Länder

– in Höhe von einem Drittel nach dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und
ihrer Bevölkerungszahlen umgelegt, wobei das Verhältnis der Steuerein-
nahmen für zwei Drittel und das der Bevölkerungszahlen für ein Drittel die-
ses Betrages maßgeblich ist (Sockelbetrag). Als Steuereinnahmen gelten
die im Finanzkraftausgleich zugrunde gelegten Steuereinnahmen der Län-
der. Die Steuereinnahmen erhöhen oder vermindern sich um die zum Aus-
gleich der unterschiedlichen Finanzkraft der Länder geregelten Zuschläge
zu und Abschläge von der jeweiligen Finanzkraft (horizontaler Finanzkraft-
ausgleich). Maßgebend sind die Steuereinnahmen, der horizontale Finanz-
kraftausgleich und die vom Statistischen Bundesamt für den 30. Juni fest-
gestellten Bevölkerungszahlen der Länder des dem Haushaltsjahr zwei
Jahre vorhergehenden Haushaltsjahres1,

1 Königsteiner Schlüssel; wird jährlich vom Büro der GWK fortgeschrieben.
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– in Höhe von zwei Dritteln entsprechend dem Verhältnis des Zuwendungs-
bedarfs aller Einrichtungen der FhG, die in einem Land ihren Sitz haben,2
umgelegt. Ausgaben für die Zentralverwaltung werden dabei nicht in Ansatz
gebracht.

(2) Die Länder können von den Bestimmungen des Absatzes 1 abweichende
Regelungen vereinbaren, die jedoch vorsehen müssen, dass ein nicht unbe-
trächtlicher Teil des Zuwendungsbetrages auf die Länder umgelegt wird.

§ 5
"Ausschuss Fraunhofer-Gesellschaft"

(1) Der Ausschuss besteht als Fachausschuss der GWK mit besonderen Zu-
ständigkeiten.3

(2) Dem Ausschuss gehören bis zu drei Vertreter der Bundesregierung und bis
zu je zwei Vertreter der Regierungen der Länder an.

(3) Die Vertreter der Landesregierungen führen je Land eine Stimme; die Ver-
treter der Bundesregierung führen gleich viel Stimmen wie die Vertreter der
Landesregierungen. Die Stimmen der Vertreter der Bundesregierung werden
einheitlich abgegeben.

(4) Der Ausschuss beschließt mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen
der Mitglieder.

(5) Ein Beschluss bindet Bund und Länder nur, wenn und soweit sie zuge-
stimmt haben. Die Zustimmung kann innerhalb von vier Wochen nachgeholt
werden. Wenn und soweit kein Einverständnis erzielt wird, kann innerhalb von
sechs Wochen beantragt werden, dass die Angelegenheit erneut behandelt
wird.

Protokollnotiz zu § 5 Absatz 5

Die erneute Behandlung soll in der GWK stattfinden.

2 Sitzlandschlüssel
3 Die Geschäftsführung für den Ausschuss obliegt dessen Vorsitzendem, der dabei von

der FhG unterstützt wird (Beschluss des Ausschusses vom 9. September 1976).
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§ 6
Aufgaben des "Ausschusses Fraunhofer-Gesellschaft"

Der Ausschuss trifft die nach dieser Vereinbarung vorgesehenen Maßnahmen
und Entscheidungen. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Er genehmigt den Wirtschaftsplan und stellt den jährlichen Zuwendungsbe-
darf der FhG fest, vorbehaltlich der Bereitstellung der erforderlichen Haus-
haltsmittel durch die gesetzgebenden Körperschaften oder die an deren
Stelle hierzu ermächtigten Organe. Die mittelfristigen Finanzplanungen des
Bundes und der Länder für den Bereich Forschungsförderung sind dabei zu
berücksichtigen.

2. Er entscheidet über Beginn und Ende der gemeinsamen finanziellen Förde-
rung von Einrichtungen der FhG.

3. Er regelt Einzelheiten der finanziellen Förderung.

4. Er dient der gemeinsamen Planung und gegenseitigen Unterrichtung des
Bundes und der Länder über alle die FhG berührenden Fragen und der ge-
genseitigen Abstimmung der Haltung der Vertreter des Bundes und der Län-
der in den Organen der FhG. Die Verpflichtung zur gegenseitigen Unterrich-
tung nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3 des GWK-Abkommens bleibt unbe-
rührt.

§ 7
Laufzeit, Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann von
jedem Land mit Wirkung allein für das jeweilige Land oder vom Bund mit einer
Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt
werden. Das Bestehen der Vereinbarung für die verbleibenden Vertrags-
parteien wird durch die Kündigung einzelner Länder nicht berührt. Bis zum
Wirksamwerden der Kündigung ist festzulegen, inwieweit die gemeinsame För-
derung fortgeführt wird.

(2) Beschließen Bund und Länder ein Ende der gemeinsamen Förderung, so
findet eine Auseinandersetzung zwischen Bund und Ländern statt. Eine finan-
zielle Auseinandersetzung erstreckt sich nur auf den Wert der Gebäude und
Großgeräte, zu deren Einrichtung oder Beschaffung der Bund und die Länder
einen finanziellen Beitrag geleistet haben.
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(3) Vor Außerkrafttreten des GWK-Abkommens sollen die Vertragspartner
dieser Ausführungsvereinbarung über die Fortführung dieser Vereinbarung als
eigenständige Vereinbarung entscheiden. Kommt eine Entscheidung vor dem
Außerkrafttreten des GWK-Abkommens nicht zustande, tritt diese Vereinba-
rung außer Kraft.

(4) Diese Vereinbarung tritt nach Beschlussfassung durch die GWK gemäß Ar-
tikel 4 des GWK-Abkommens am 27. Oktober 2008 in Kraft. Mit dem Inkrafttre-
ten dieser Vereinbarung tritt die Ausführungsvereinbarung FhG (AV FhG) vom
17. März/26. August 1977 außer Kraft.
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